
29. April 2010  

Gegen Hungerlöhne und Leiharbeit 
 

Zur Situation auf dem Arbeitsmarkt im Monat April erklärt der Bundesgeschäftsführer 

Dietmar Bartsch: 

Alles andere als "Eitel Sonnenschein" stellt sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt im 

April dar. 3,406 Millionen Menschen waren im vergangenen Monat offiziell ohne Arbeit. 

Diese Zahl verschleiert beeindruckend die wirkliche Situation. Mit statistischen 

Taschenspielertricks wird geschönt, was die Mathematik hergibt. DIE LINKE hat auch in 

diesem Monat nachgerechnet: Die reale Zahl liegt mit 4,618 Millionen deutlich höher, und 

dahinter verbergen sich Schicksale von Millionen Familien. Niemand darf sich an eine 

Arbeitslosenzahl von über 3 Millionen gewöhnen. 

Die Arbeitslosenquote ist mit 12,7 Prozent in den neuen Ländern nach wie vor fast doppelt 

so hoch wie im Westen des Landes. Das ist inakzeptabel und muss die Politik 

herausfordern. 

Es ist ein gesellschaftlicher Skandal, dass die Bundesregierung nichts zu Wege bringt, 

sich allein in der Hoffnung auf gutes Wetter ergeht und auf saisonale Erholung setzt. 

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen – Fehlanzeige. 

Im Interesse der Menschen brauchen wir dringend existenzsichernde, sozialver-

sicherungspflichtige Arbeitsplätze. Stattdessen entstehen zunehmend mehr prekäre, 

niedrig bezahlte Beschäftigungsverhältnisse, die vor allem Frauen und jungen Menschen 

keine Perspektiven Erwerbsleben bieten. DIE LINKE fordert einen flächendeckenden 

gesetzliche Mindestlohn und öffentlich geförderte Beschäftigung, wie in Berlin und 

Brandenburg. 

DIE LINKE wird am 1. Mai ihre Positionen auf vielen Veranstaltungen, zusammen mit 

Sozialverbänden und Gewerkschaften deutlich machen und gegen Hungerlöhne und 

ausufernde Leiharbeit protestieren. 

 

Link:   Tatsächliche Arbeitslosigkeit   


